
Etwa zwei Drittel der Bevölkerung in Deutschland sind Christen, 
rund 23,9 Mio. Menschen davon gehören den evangelischen 
Kirchen an. 20 lutherische, reformierte und unierte Landeskirchen 
bilden die Evangelische Kirche in Deutschland. Die Verwaltungs-
strukturen der jeweiligen Landeskirchen sind unterschiedlich.  
In der Regel gibt es eine mittlere Verwaltungsebene: die Kirchen-
kreise, Kirchenbezirke, Dekanate oder Propsteien. Das kirchliche 
Leben spielt sich in den 15.007 selbstständigen Kirchengemein-
den ab. Insgesamt sind hier etwa 224.000 Menschen beschäftigt. 
Davon sind knapp 18.600 Pfarrerinnen und Pfarrer im aktiven 
Dienst. 14.000 stehen im unmittelbaren Gemeindedienst, so dass 
im EKD-Durchschnitt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer für 1.723 
Gemeindeglieder zuständig ist. 

Rund 75.000 Gebäude zählen zum Besitz der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. Deren Erhaltung und Betrieb, besonders 
der denkmalgeschützten Bauwerke, verursachen erhebliche 

Kosten, die jährlich bis zu 10 Prozent der Gesamtausgaben der 
EKD ausmachen. Von den knapp 21.000 Kirchen und Kapellen 
darunter stehen rund 17.000 unter Denkmalschutz. In den 
östlichen Landeskirchen stehen gut 40 Prozent aller Kirchen-
gebäude – eine besondere Herausforderung, der man dort auch 
gemeinsam mit Menschen, die nicht der Kirche angehören, in 
bemerkenswertem Engagement begegnet. 

KOSTEN VON 10 MILLIARDEN EURO PRO JAHR

Die vielfältigen Aufgaben der evangelischen Kirche verursachen 
insgesamt Kosten von knapp 10 Mrd. Euro jährlich, die von  
der EKD und ihren Gliedkirchen, Kirchenkreisen und Kirchen
gemeinden aufgebracht werden müssen. Das klingt nach sehr viel 
– verglichen etwa mit dem jährlichen Tabaksteueraufkommen 
von 14 Mrd. Euro ist es eher wenig.

Wichtigste Einnahmequelle ist die Kirchen
steuer (48 Prozent der Einnahmen), die von  
den lohn- und einkommensteuerpflichtigen 
Kirchenmitgliedern – das sind etwa ein Drittel 
der Evangelischen – getragen wird. Darüber 
hinaus werden Drittmittel (32 Prozent, 
vornehmlich Fördermittel und Zuschüsse der 
öffentlichen Hand, die die Kirchen für die 
Leistungen erhalten, die sie für die Gesell-
schaft erbringen z. B. für die Unterhaltung von 
Kindergärten) und Entgelte für kirchliche 
Dienstleistungen, Pachten, Mieten, Kapitaler-
träge, Betriebskostenerstattungen usw. 
vereinnahmt. 

KIRCHENSTEUER ALS MITGLIEDSBEITRAG 
SICHERT FINANZKRAFT

Vornehmlich ist es also die Kirchensteuer, die 
als Mitgliedsbeitrag die finanzielle Basis 
kirchlicher Arbeit darstellt. Durch die enge 
Anbindung an die staatliche Lohn- und 
Einkommensteuer bildet sie die Prinzipien  
der Lastentragung nach der finanziellen 
Leistungsfähigkeit und Steuergerechtigkeit 
nach. Zugleich sichert sie die Unabhängigkeit 
der Kirche: vom Staat einerseits, aber auch 
etwa von wohlhabenden Mitgliedern, die so 
nicht wie in anderen Leistungssystemen 
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unbilligen Einfluss auf die Kirche und ihre Verkündigung nehmen 
können. Diese Ausgestaltung schafft eine stabile Finanzgrund-
lage und lässt die Kirche so zugleich am Wohl und Wehe ihrer 
Mitglieder teilhaben. Die Kirchensteuer ist auch keineswegs ein 
deutscher Sonderweg: Die Schweiz, Schweden oder Finnland 
kennen sie ebenso oder haben sie gerade erst in jüngster Zeit 
eingeführt. Für manche ist die Kirchensteuer ein Ärgernis, 
„Zwangsabgabe“ heißt es gelegentlich. Das ist sie nicht. Sie ist 
der finanzielle Beitrag, den die Mitglieder, die der Kirche – doch 
freiwillig – angehören, leisten. Mit ein bis zwei Prozent des 
Bruttoeinkommens ist sie weit vom biblischen Zehnten entfernt. 

TRENNUNG VON STAAT UND KIRCHE DURCH KIRCHENSTEUER

Der staatliche Kirchensteuereinzug geht auf die Säkularisierung 
zurück: Bis weit in das 19. Jahrhundert wurde Kirche als eine 
öffentliche Angelegenheit betrachtet und in der Folge erheblich 
durch direkte staatliche Leistungen finanziert. Als sich diese enge 
Verquickung löste und die Finanzlast auf die Kirchenmitglieder 
überging, wurde die Kirche damit vom Staat finanziell unab
hängig. So schuf die Kirchensteuer die Voraussetzung für  
die Trennung von Staat und Kirche. Darum hat die Weimarer 
Reichsverfassung sie verfassungsrechtlich begründet und aus 
diesem Grund ist das Recht zur Erhebung der Kirchensteuer auch 
im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland niedergelegt. 
Ähnlich verhält es sich mit den Zuschüssen der öffentlichen 
Hand. Das sogenannte Subsidiaritätsprinzip stellt Eigenverant-
wortung vor staatliches Handeln. Subsidiarität ist ein Kenn
zeichen unserer Demokratie. Daher unterstützt der Staat jedes 
gemeinnützige Handeln, also auch das der Kirchen und Religions-
gemeinschaften. Solche Zuschüsse sind keine Subventionen. 

Das Bundesverfassungsgericht bezeichnet  
das Verhältnis von Staat und Kirche in 
Deutschland als „fördernde Neutralität“:  
Denn der Staat lebt von Voraussetzungen,  
die er selbst nicht garantieren kann. Kirche  
und Religionsgemeinschaften leisten einen 
unentbehrlichen Beitrag zum Zusammenleben 
in der Gesellschaft. Sie bringen sich in den 
Prozess gesellschaftlicher Orientierung und 
Wertebildung ein und tragen so zur Erneue-
rung und Fortbildung von Grundhaltungen bei, 
ohne die kein demokratisches Gemeinwesen 
existieren kann. 

EINNAHMEN SIND HEUTE GUT EIN DRITTEL 
WENIGER WERT ALS 1994

Die Höhe der Kirchensteuer folgt vielen 
Faktoren, deren wichtigster ist die Zahl der 

Mitglieder – also eine eher sinkende Tendenz. Aber sie folgt  
auch der wirtschaftlichen Entwicklung in unserem Land, wie  
viele Menschen etwa Arbeit haben, wie das Lohnniveau ist. Hier 
hat es in den letzten Jahren eine positive Entwicklung gegeben.  
Die Kirchensteuereinnahmen 2012 sind mit 4,77 Mrd. Euro 
einerseits erfreulich hoch – andererseits aber nur wenig über  
dem Niveau von 1994. Seither gibt es aber einen Kaufkraft-
verlust von 28 Prozent zu verzeichnen – wir können uns also bei 
scheinbar gleichen Einnahmen gut ein Drittel weniger leisten.

Daher müssen also verantwortliche Kirchenleitungen und 
Synoden immer wieder entscheiden, wie damit umzugehen ist: 
etwa weniger Pfarrer, weniger Jugendarbeit, weniger für 
Kindertagesstätten oder für Gebäude oder gar für Beratungs
tätigkeit oder was tun? Gemeinden erleben das teils schmerzhaft. 
Viel Geld also und doch nie genug. Die Ausgaben den Einnahmen 
anzupassen bedeutet, immer wieder neu über die Aufgaben 
nachzudenken: Nicht einfach kürzen – sondern strukturieren,  
sich Ziele setzen, danach fragen, was erreicht ist, was dran ist, 
was nottut. Mission heißt auch, Neues zu wagen, um Menschen 
zu erreichen, die bisher vielleicht nicht im Blick waren. Da ist  
viel Phantasie gefragt. Phantasie und Engagement. Und das ist 
schließlich noch wichtiger als Geld.
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Ist die staatliche Förderung 
kirchlicher Arbeit in einem säkula-
ren Land wie der Bundesrepublik 
Deutschland noch zeitgemäß?
Der moderne Wohlfahrtsstaat för- 
dert bürgerschaftliches Engagement 
auf vielfältige Weise, so auch die 
kirchliche Arbeit. Daran ist nichts  
unzeitgemäß. Die Förderung betrifft 
unterschiedliche Handlungsfelder;  
die staatlichen Motive variieren ent- 
sprechend. 

Schaffen die Kirchen genügend 
Transparenz über ihren Umgang mit Geld vom Staat?
Man kann sich über die Eckdaten der Kirchenfinanzen z. B. im 
Internet informieren und so einen schnellen Überblick über Ein- 
nahmen und Ausgaben der EKD und ihrer Gliedkirchen gewinnen.  
Aber die Kirchen sind keine Konzerne mit einheitlicher Bilanz, 
sondern bestehen aus Tausenden Gemeinden, Verbänden und 
Einrichtungen. Die Details wirken deshalb schnell unübersichtlich. 
 
Der Staat zieht die Kirchensteuern ein. Warum nimmt  
er den Kirchen diese Arbeit ab?
Die Verfassung garantiert den kirchlichen Mitgliedsbeitrag in 
Steuerform. Das dient einer soliden und solidarischen Finanzie-
rung der Religionsgemeinschaften. Dem dient auch der staat-
liche Einzug. Die Kirchen sparen sich so bürokratischen Auf- 
wand und der Staat lässt sich seinen Einsatz bezahlen (mit rund  
drei Prozent des Steueraufkommens. Das sind jährlich etwa  
160 Millionen Euro). 

In anderen Ländern finanzieren die Kirchen sich ohne 
Steuern. Wäre das auch in Deutschland ein gangbarer Weg?
Nur mit einer Änderung des Grundgesetzes. Ich sehe aber keine 
Vorteile. Die Steuer garantiert, dass alle Mitglieder sich nach 
ihrer Leistungsfähigkeit beteiligen. Sie schützt vor einseitigen 
Abhängigkeiten von zahlungskräftigen Gliedern der Gemeinden. 
Wer eine reine Spendenkirche fordert, will die Kirche bewusst 
schwächen oder ist naiv. Auch die „Kultursteuer“, nach der jeder 
Steuerpflichtige einen bestimmten Steuersatz einer wohltätigen 
Organisation zur Verfügung stellen soll, ist keine Alternative.  
Sie erhöht die Abhängigkeit vom Staat. In Italien und Spanien 

lässt sich die Kirche dadurch nicht finanzieren, weshalb dort 
hohe Staatsleistungen fließen. Die Kirchensteuer ist im Vergleich 
dazu deutlich vorzugswürdig.

Hält der Weg der Kirchensteuer der europäischen  
Angleichung stand?
Es gibt in Europa in religionsrechtlichen Fragen nur Sonderwege. 
Das Recht der Kirchenfinanzierung ist eine nationale Angelegen-
heit. Das erkennt das Europarecht an.
 
Ein Teil der staatlichen Förderung sind laufende Zahlungsver-
pflichtungen an die Kirchen, die unter anderem auf dem 
Reichsdeputationshauptschluss von 1803 gründen. Schon die 
Weimarer Reichsverfassung sah die Ablösung dieser Leistun-
gen durch eine Einmalzahlung vor. Woran ist das bisher 
gescheitert?
Am notorischen Geldmangel der öffentlichen Hand und fehlen-
dem politischem Willen. Ablösung meint Einstellung der jähr-
lichen Zahlungen bei finanzieller Schadlosstellung. Lange Zeit 
galt die Ablösung politisch als kirchenfeindlicher Akt – was falsch 
ist, wenn denn eine Kompensation erfolgt. Für die Länder ist es 
zudem einfacher, jährlich zu zahlen, statt für eine Entschädigung 
aufzukommen. 

Die Kirchen und ihre Diakonie bzw. Caritas erhalten vom 
Fiskus Geld für Krankenhäuser, Kindergärten und Schulen. 
Warum organisiert der Staat das nicht selbst?
Der Staat refinanziert diese Arbeit zu einem Großteil, aber nicht 
vollständig. Er spart also Geld und organisatorischen Aufwand. 
Zudem spiegelt die Trägerpluralität die Vielfalt unserer Gesell-
schaft wider. Die meisten Patienten und Eltern fühlen sich gerade 
vom religiösen Profil einer kirchlichen Einrichtung angesprochen. 
Wunsch- und Wahlrechte stärken die Freiheit der Bürgerinnen 
und Bürger.
 
Die Kirchen verlieren an Mitgliedern. Was bedeutet das  
für die Finanzierung kirchlicher Arbeit?
Die mit dem steigenden Wohlstand in Deutschland verbundene 
Kirchenfinanzierung ist zu Ende. Die Kirche wird Prioritäten 
setzen müssen. Seit den 1970er Jahren sind viele Einrichtungen 
und Sonderstellen dazugekommen. Wenn das zurückgefahren 
wird, muss die Kirche in ihrem Kernauftrag nicht unbedingt 
Schaden nehmen.
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